Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3800 


Sachgebiet 611 


Antrag 

der Abgeordneten Mick, Krammig, Lücke (Bensberg) 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Berücksichtigung der Wohnungsinstandsetzungs- 
kosten bei der Einkommensteuer 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

in den Einkommensteuer-Richtlinien zu § 6 EStG und § 21 EStG 
entsprechend dem Willen des Gesetzgebers, der in § 25 Abs. 5 
Nr. 2 Städtebauförderungsgesetz zum Ausdruck gekommen ist, 
die Rückstellung der in den Mieten vereinnahmten, aber nicht 
verausgabten Beträge für Instandhaltung und Erneuerung als 
Rückstellung oder als Werbungskosten (Bildung eines Erhal- 
tungs-Fonds) in die Einkommensteuer-Richtlinien aufzunehmen. 


Bonn, den 20. September 1972 
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Begründung 


In dem Zweiten Schriftlichen Bericht des Finanzausschusses — 
4. Wahlperiode (Drucksache IV/3189) heißt es: 

„b) Die Bundesregierung wird ersucht zu prüfen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen es einkommensteuerrechtlich zu- 
gelassen werden kann, künftige Aufwendungen für die In- 
standsetzung von Mietwohngrundstücken einkommensmin- 
dernd zu berücksichtigen. 

Dem Anliegen des Deutschen Bundestages hat die damalige 
Bundesregierung nicht entsprochen. Nachdem der Bundesfinanz- 
hof in der Entscheidung vom 12. Februar 1971 eine Rückstellung 
für Instandhaltung bzw. die Bildung eines Erhaltungs-Fonds ein- 
kommensmindernd nicht zugelassen hat, hat der Gesetzgeber im 
Städtebauförderungsgesetz in § 25 Abs. 5 Nr. 2 eine Aussage 
darüber gemacht, was zur ordnungsmäßigen Verwaltung inlän- 
discher Grundstücke gehört: 

„Zur ordnungsmäßigen Verwaltung gehört insbesondere auch, 
daß vor Ausweisung eines Ertrages ausreichende Rückstellun- 
gen zur Deckung der Instandhaltungs- und Erneuerungskosten 
gebildet werden." 

Flinsichtlich der Immobilien-Fonds (offene und geschlossene in 
jeder Rechtsform) wollte der Gesetzgeber statuieren, daß nur 
solche Immobilien-Fonds für geeignet erklärt werden dürfen, 
bei denen eine ordnungsmäßige Verwaltung des Vermögens 
gewährleistet ist. 

Der Begriff „ordnungsmäßige Verwaltung von inländischen 
Grundstücken" gilt aber für sämtliche Verwaltungen von 
Grundstücken, unabhängig von der Rechtsform. 

Der Gesetzgeber hat damit gleichzeitig § 33 Abs. 1 II. WoBauG, 
wonach nur solchen Bauherren öffentliche Mittel gewährt wer- 
den sollen, bei denen Gewähr für eine ordnungsmäßige Ver- 
waltung der Wohnungen besteht, interpretiert. 
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